
 

Antrag  

der Fraktion DIE LINKE  

betreffend Konzept zur Einrichtung von Mieterinnen- und 

Mieterbeiräten in Wohnungsbaugesellschaften  
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Hessische Landtag stellt fest: 
 
1.  Die Beteiligung von Mieterinnen und Mietern ist in den Entschei-

dungsprozessen öffentlicher Wohnungsbaugesellschaften ein wichtiger 
Faktor. 

 
2. Die Landesregierung wird aufgefordert, gemeinsam mit den Woh-

nungsbaugesellschaften, an denen das Land Hessen Anteile besitzt, 
ein Konzept zur Einrichtung von Mieterinnen- und Mieterbeiräten zu 
entwickeln.  

 
 
Begründung: 
 
Die Ende 2011 bekannt gewordenen Verkaufspläne der Hessischen Landes-
regierung hinsichtlich der Nassauischen Heimstätte - Wohnstadt hat die ge-
sellschaftliche Verantwortung für das Thema Wohnen in den Brennpunkt ge-
rückt. 
 
Bereits existierende Mieterinnen- und Mieterbeiräte, wie zum Beispiel das 
Modell der Wohnbau Gießen GmbH oder der Mieterinnen- und Mieterbeirä-
te der bayerischen Landeshauptstadt München, sichern die wichtige Beteili-
gung der Mieterinnen und Mieter seit etlichen Jahren mit großem Erfolg. 
 
Mitbestimmung und Beteiligungsrechte von Mieterinnen und Mietern sind 
daher weiter auszubauen. Wohnungspolitik darf nicht über die Köpfe der Be-
troffenen hinweg, sondern nur mit ihnen gemeinsam gestaltet werden.  
 
Die Mieterinnen- und Mietermitbestimmung bei Wohnungsbauunternehmen 
auf Landesebene ist dabei keine Neuheit. Bereits in den 1980er-Jahren wur-
den durch den Gesellschaftsvertrag der Neuen Heimat Südwest Mieterinnen- 
und Mieterräte eingerichtet.  
 
Wiesbaden, 11. Oktober 2012 

Der Parl. Geschäftsführer: 
Schaus 
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 12. 10. 2012 

Zur Behandlung im Plenum 
vorgesehen 

 

18. Wahlperiode 
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